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wicklungsagenda von Doha105 dringend nahe zu legen, wirksam 
zu unterstützen, namentlich durch Verhandlungen mit dem Ziel 
wesentlicher Verbesserungen beim Marktzugang, um ein nach-
haltiges Wachstum in Afrika zu fördern; 

 18. fordert das System der Vereinten Nationen nachdrück-
lich auf, Afrika bei der Verwirklichung der Erklärung über 
HIV/Aids, Tuberkulose und andere damit zusammenhängende 
Infektionskrankheiten, die auf dem außerordentlichen Gipfel-
treffen der Versammlung der Staats- und Regierungschefs der 
Organisation der afrikanischen Einheit abgegeben wurde109, 
sowie der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids verstärkt zu 
unterstützen, um der Ausbreitung dieser Krankheiten Einhalt zu 
gebieten, unter anderem durch einen soliden Kapazitätsaufbau 
im Bereich der Humanressourcen; 

 19. fordert das System der Vereinten Nationen auf, den 
Aktionsplan in dem auf der Sondertagung der Generalver-
sammlung über Kinder verabschiedeten Dokument "Eine kin-
dergerechte Welt"110 umzusetzen und der Afrikanischen Union 
und ihren Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht nach Bedarf Un-
terstützung zu gewähren; 

 20. fordert das System der Vereinten Nationen und andere 
Entwicklungspartner auf, die Afrikanische Union und die afri-
kanischen Regierungen im Kampf gegen die Geißel des uner-
laubten Drogenverkehrs und des Drogenmissbrauchs nach Be-
darf zu unterstützen; 

 21. fordert das System der Vereinten Nationen und die Af-
rikanische Union auf, im Rahmen der Durchführung der von 
den beiden Organisationen verabschiedeten regionalen und in-
ternationalen Verträge, Resolutionen und Aktionspläne eine ko-
härente und wirksame Strategie zur Förderung und zum Schutz 
der Menschenrechte in Afrika auszuarbeiten, namentlich durch 
gemeinsame Programme und Aktivitäten;  

 22. begrüßt es, dass die Mitgliedstaaten der Afrikanischen 
Union das Protokoll zur Errichtung eines Afrikanischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte und Rechte der Völker verab-
schiedet haben, der die Afrikanische Kommission für Men-
schenrechte und Rechte der Völker ergänzen soll, und fordert 
dazu auf, den Prozess zur Errichtung des Gerichtshofs zum Ab-
schluss zu bringen; 

 23. fordert alle Mitgliedstaaten sowie regionale und inter-
nationale Organisationen, insbesondere diejenigen des Systems 
der Vereinten Nationen, sowie nichtstaatliche Organisationen 
auf, der Afrikanischen Union und den mit Flüchtlings-, Rück-
kehrer- und Vertriebenenproblemen konfrontierten Regierungen 
in Afrika nach Bedarf zusätzliche Hilfe zu gewähren; 

 24. fordert das System der Vereinten Nationen nachdrück-
lich auf, die Resolution 56/135 vom 19. Dezember 2001 über 
Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika 
rasch durchzuführen und die afrikanischen Länder bei ihren 
Anstrengungen, die Flüchtlingsprobleme in nationale und re-
gionale Entwicklungspläne einzubeziehen, wirksam zu unter-
stützen; 

 25. fordert das System der Vereinten Nationen außerdem 
nachdrücklich auf, an den jeweiligen Amtssitzen seiner Organi-
sationen und in ihren regionalen Einsatzgebieten darauf hinzu-
wirken, die wirksame und ausgewogene Vertretung afrikani-
scher Männer und Frauen in herausgehobenen und führenden 
Positionen sicherzustellen; 

 26. ersucht das System der Vereinten Nationen, im Ein-
klang mit den Zielen und Grundsätzen der Gründungsakte der 
Afrikanischen Union und der Neuen Partnerschaft für die Ent-
wicklung Afrikas mit der Afrikanischen Union und ihren Mit-
gliedstaaten bei der Durchführung geeigneter Politiken zur 
Förderung einer Kultur der Demokratie, der guten Regierungs- 
und Verwaltungsführung, der Achtung der Menschenrechte und 
der Rechtsstaatlichkeit sowie bei der Stärkung demokratischer 
Institutionen, die die breite Mitwirkung der Völker des Konti-
nents in diesen Bereichen stärken, zusammenzuarbeiten; 

 27. fordert das System der Vereinten Nationen auf und 
bittet die Bretton-Woods-Institutionen, die Einrichtung geeig-
neter institutioneller Strukturen der Afrikanischen Union, na-
mentlich des Panafrikanischen Parlaments, des Gerichtshofs, 
des Wirtschafts-, Sozial- und Kulturrats und der Finanzinstitu-
tionen, im Rahmen ihrer jeweiligen Mandate zu unterstützen 
und dabei soweit erforderlich und möglich behilflich zu sein; 

 28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über die Durchführung 
dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 57/49 

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 21. November 2002, in einer auf-
gezeichneten Abstimmung mit 128 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 3 Ent-
haltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.40, eingebracht  
von Rumänien. 

* Dafür: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, Armenien, 
Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, 
Belgien, Belize, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Repu-
blik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salva-
dor, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, 
Guinea, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, 
Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, 
Kenia, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische 
Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mau-
ritius, Mexiko, Monaco, Mosambik, Myanmar, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Ni-
geria, Norwegen, Oman, Österreich, Paraguay, Philippinen, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sam-
bia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Singapur, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Thailand, Togo, Trini-
dad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, 
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte 
Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Viet-
nam, Zypern. 

 Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika. 

 Enthaltungen: Ghana, Kambodscha, Pakistan. 
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57/49. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Vorbereitungskommission für die Organi-
sation des Vertrags über das umfassende Verbot 
von Nuklearversuchen 

 Die Generalversammlung, 

 Kenntnis nehmend von der Mitteilung des Generalsekretärs 
über die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Vorbereitungskommission für die Organisation des 
Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen118, 

 sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Exekutivse-
kretärs der Vorbereitungskommission für die Organisation des 
Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen119, 

 beschließt, den Unterpunkt "Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und der Vorbereitungskommission für die 
Organisation des Vertrags über das umfassende Verbot von Nu-
klearversuchen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer neun-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 57/101 

Verabschiedet auf der 59. Plenarsitzung am 25. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.33 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, 
Bangladesch, Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, 
Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Finnland, Frankreich, 
Georgien, Grenada, Griechenland, Guatemala, Indien, Iran (Islamische Republik), 
Irland, Island, Italien, Japan, Jordanien, Kasachstan, Kirgisistan, Kolumbien, Kroa-
tien, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malaysia, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, Nicaragua, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, 
Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tadschikistan, Tschechische Republik, 
Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Vereinigte Arabische Emirate, 
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von 
Amerika, Zypern. 

57/101. Internationale Zusammenarbeit und Koordinie-
rung für die Wiederherstellung der Gesundheit 
der Bevölkerung, die Sanierung der Umwelt und 
die wirtschaftliche Entwicklung der Region von 
Semipalatinsk in Kasachstan 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/169 M vom 16. De-
zember 1997, 53/1 H vom 16. November 1998 und 55/44 vom 
27. November 2000, 

 erfreut über den Bericht des Generalsekretärs120, 

 in Anbetracht dessen, dass das Atomversuchsgelände von 
Semipalatinsk, das an Kasachstan gefallen ist und 1991 ge-
schlossen wurde, dem Volk und der Regierung Kasachstans auf 

                      
118 A/57/255. 
119 Siehe A/57/255. 
120 A/57/256. 

Grund der damit verbundenen Folgen für das Leben und die 
Gesundheit der Bevölkerung, insbesondere der Kinder und an-
derer besonders gefährdeter Gruppen, sowie für die Umwelt in 
der Region nach wie vor Anlass zu großer Besorgnis gibt, 

 sich dessen bewusst, dass die internationale Gemeinschaft 
der Frage der menschlichen, ökologischen und sozioökonomi-
schen Dimensionen der Situation in der Region von Semi-
palatinsk gebührende Aufmerksamkeit widmen soll, 

 in Anbetracht dessen, dass es notwendig ist, die nationalen 
und internationalen Bemühungen um die Wiederherstellung der 
Gesundheit der betroffenen Bevölkerung und die Sanierung der 
Umwelt in dieser Region zu koordinieren, 

 eingedenk dessen, dass Fachwissen erforderlich ist, um die 
radiologischen, gesundheitlichen, sozioökonomischen, psycho-
logischen und ökologischen Probleme in der Region von Semi-
palatinsk zu minimieren und zu mildern, 

 unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 1999 in Tokio 
abgehaltenen internationalen Konferenz über die Probleme der 
Region von Semipalatinsk, die zu größerer Wirksamkeit der 
Hilfe beigetragen haben, die der Bevölkerung in der Region 
gewährt wird, 

 sowie unter Berücksichtigung der Ergebnisse der am 
29. und 30. August 2001 in Almaty abgehaltenen internationa-
len Konferenz "Das 21. Jahrhundert: Auf dem Weg zu einer 
kernwaffenfreien Welt"121, auf der die Notwendigkeit vordring-
licher Maßnahmen zur Verbesserung der gravierenden ökologi-
schen und wirtschaftlichen Situation in der Region von Semipa-
latinsk bekräftigt wurde, 

 in Anerkennung des Beitrags, den verschiedene Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen, Geberstaaten sowie 
zwischenstaatliche und nichtstaatliche Organisationen zu der 
humanitären Hilfe und zu der Durchführung von Projekten zur 
Sanierung der Region leisten, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs120 und den darin enthaltenen Informationen über die Maß-
nahmen, die zur Lösung der gesundheitlichen, ökologischen, 
wirtschaftlichen und humanitären Probleme sowie zur Deckung 
der Bedürfnisse der Region von Semipalatinsk ergriffen wur-
den; 

 2. betont, dass der Region von Semipalatinsk und ihrer 
Bevölkerung auch in Zukunft internationale Aufmerksamkeit 
geschenkt und mehr zur Lösung ihrer Probleme getan werden 
muss; 

 3. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrücklich 
auf, Hilfe bei der Ausarbeitung und Durchführung von Sonder-
programmen und -projekten zur ärztlichen Behandlung und Be-
treuung der betroffenen Bevölkerung in der Region von Semi-
palatinsk zu gewähren; 

                      
121 A/56/348, Anlage. 




